
Checkliste zur Erstellung einer Kooperationsvereinbarung vor Ort im Rahmen des ESF Förderverfahrens für AJS
1.

Die Vereinbarung muss eine klare Zielbeschreibung aufweisen und dadurch den Bezug zur Förderrichtlinie und damit zum Förderzweck herstellen.

· Es muss die Zielgruppe (analog §13 SGB VIII) benannt werden

· Es muss an den Merkmalen soziale Benachteiligung und individuelle Beeinträchtigung gearbeitet werden

· Es muss auf soziale Integration ebenso abgezielt werden wie auf berufliche Integration.

· Es muss das betriebliche Konzept vorherrschen, in dem auf Ausbildung hingearbeitet wird (Vorschaltmaßnahmen sollen ebenso beschrieben werden wie Ausbildung selbst)

· Es muss der konkrete Bedarf festgestellt werden

2.

Der Zweck der Vereinbarung (Warum wird etwas vereinbart?) und die Kooperation der Partner (Formen der Zusammenarbeit) sollen näher bestimmt werden.

Die Kooperation ist sinnvoll, 

· um junge Menschen im Verbund besser unterstützen und fördern zu können

· weil es regionale, wirtschaftliche oder anderer Gegebenheiten erfordern, zum Wohle junger Menschen zusammen zu arbeiten

· um möglichst alle verfügbaren Ressourcen auszuschöpfen, die zur Förderung nötig sind

· um möglichst effektiv, aber auch möglichst effizient zu fördern und möglichst rasch und ohne Übergänge arbeiten zu können

Gliederungspunkte einer Kooperationsvereinbarung zur Förderung von Projekten der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit zwischen dem Träger der freien Jugendhilfe, dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe, der Agentur für Arbeit 

und dem Träger der Grundsicherung
(Bezug: Richtlinie zur Förderung von Projekten der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

vom 08. Dezember 2008 Az.: VI5/7332/7/08

sowie

Kooperationsvereinbarung der Bayerischen Staatsregierung, der Bundesagentur für Arbeit, des Bayerischen Städtetags, des Bayerischen Landkreistages, des Bayerischen Gemeindetags, der Landesarbeitsgemeinschaft Jugendsozialarbeit Bayern und der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege zur Zusammenarbeit bei der beruflichen Eingliederung und Förderung sozial benachteiligter junger Menschen im Sinne des § 13 SGB VIII vom 26. August 2008)
Präambel

kurze Darstellung der Absicht und des Zwecks der Zusammenarbeit der Partner für die besonders benachteiligten und beeinträchtigten erwerbsfähigen Hilfebedürftigen unter 25 Jahren
I. Zielsetzung

Definition des gemeinsamen Ziels der Förderung von jungen Menschen

· Verständigung über den örtlichen Bedarf
· Verständigung über das Ziel der Förderung junger Menschen

· Verständigung über die Eignung der Maßnahmeart
· Verständigung über die Zusammenarbeit bei der Auswahl der Teilnehmenden und Klärung der Finanzierungsfragen
· Anmerkungen zur regionalen Arbeitsmarktsituation und zur Bedarfslage laut Jugendhilfeplanung
· Anmerkungen zur betrieblichen Förderung

II. Zielgruppe
- Ausführliche Definition der Zielgruppe der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit

- Beschreibung der spezifischen Anforderungen an die Angebote, Maßnahmen und Einrichtungen aus Sicht der Kooperationspartner
III. Betriebliches Konzept
Beschreibung des betrieblichen Konzepts mit seinen Vorteilen und dem Nutzen für die Zielgruppe sowie der Maßnahmequalität

· Leistungsmerkmale für das Ausbildungsprojekt

· Leistungsmerkmale für ein Vorschaltprojekt

IV. Zusammenarbeit der Kooperationspartner

IV. 1. Grundlagen
- Angaben der genauen Zuständigkeiten der Kooperationspartner

- Benennung konkreter Maßnahmen der Zusammenarbeit

- Bezugnahme auf das betreffende Projekt
IV. 2. Felder der Zusammenarbeit sind / optional anzugeben
IV. 2.1 auf der institutionell strategischen Ebene
- regelmäßige Abstimmung der Partner zu aktuellen Entwicklungen und Planungen, Benennung der Art und Weise (z.B. per Gespräch, tel. Konferenzschaltung)
IV. 2.2 auf der operationalen/ der Fallebene
Art und Ziele der Verständigung der Partner 
· akut, 
· bei Problemen, 
· regelmäßig

IV. 3. Konkrete Maßnahmen der Zusammenarbeit
Angaben zur Finanzierung
· Benennung der Beteiligung der einzelnen Partner an der Förderung/Finanzierung der Maßnahmen
· Vorrang gesetzlicher Leistungen betonen
· Projektbezug, Zusätzlichkeit der ESF-Mittel bestätigen und begründen
· Evtl. vorhandene nicht projektbezogene (institutionelle) Förderung nennen

- 
Evtl. auf Förderung (Modalitäten, Höhe) durch Jugendamt/Öffentl. Träger eingehen
IV. 4. Verantwortlichkeiten 
Angaben zu den Leistungen der einzelnen Partner 
- konkrete Tätigkeiten benennen wie z.B. Zuweisung, Vermittlung und Aufnahme der Jugendlichen, Nachbesetzung, Mittelbeantragung, Kofinanzierung, 
IV. 5. Ansprechpartner
Angaben der Namen aller zuständigen Ansprechpersonen bei den Kooperationspartnern
V. Inkrafttreten und Dauer ( Projektdauer)
Datum des Inkrafttretens (vor Projektbeginn), Datum des Endes (Projektende), 
[evtl. Verlängerung, wenn keine Kündigung]
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